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Satzung 
 

der Stadt Warstein vom 12.11.2012 
 
über ein gemeindliches Vorkaufsrecht nach § 25 Baugesetzbuch für den Geltungsbereich 
der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Stadtzentrum 9", Ortschaft Warstein 
 
 
 
 
Auf Grund des § 25 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. 
I S. 1509) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV NRW S. 436), hat der Rat der Stadt Warstein 
in seiner Sitzung am 05.11.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung im Geltungsbereich der 2. Änderung 
des Bebauungsplanes "Stadtzentrum 9" in der Ortschaft Warstein steht der Stadt Warstein ein 
Vorkaufsrecht gem. § 25 Abs. 1 Ziffer 2 des Baugesetzbuches zu.  
 
 
 
 

§ 2 
 

Der Geltungsbereich des Vorkaufsrechts nach § 1 ist in der als Anlage beigefügten 
Abgrenzungskarte dargestellt.  
 
 
 
 

§ 3 
 

Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
  



- 2 - 

T:\F3\61\61-02\110\WS - 2_Änderung Stadtzentrum_9\Bekanntmachung Vorkaufsrechtssatzung mit Abgrenzungskarte  -2.Änd.Stadtzentrum 9-.docx 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 

 

 

Die vorstehende Satzung über ein gemeindliches Vorkaufsrecht nach § 25 Baugesetzbuch für 

den Bereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes "Stadtzentrum 9" in der Ortschaft Warstein 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen der vorstehenden 

Satzung im Rahmen der Bestimmungen des § 215 BauGB ist unbeachtlich, wenn sie nicht 

innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung schriftlich gegenüber der Stadt 

Warstein geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 

begründen soll, ist darzulegen. 

 

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren    
wurde nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Warstein vorher gerügt und 

dabei ist die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

 

 

Warstein, den 12.11.2012 

 

 

 

In Vertretung 
 
 
 
( B e u t l e r ) 
Stadtkämmerer 
 
 
Anlage: Abgrenzungskarte 
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